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Mit der Bibel

Politik machen?
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V O N L A R S S C H Ä F E R S

Die CDU gibt sich ein neues Grundsatz-
programm. Da ließen die Unkenrufe nicht
lange auf sich warten, die ihr abermals das
„C“ aus den unterschiedlichsten Gründen
absprechen. Andersherum Karl-Josef Lau-
mann: Ohne die Geburt Jesu keine CDU
– sein launiger Hinweis auf die biblische
Weihnachtsgeschichte sorgte jüngst für
Heiterkeit im nordrhein-westfälischen
Landtag. Politik mit Bezug auf das Chris-
tentum machen zu wollen, erscheint
schließlich heute vielen Zeitgenossen als
unmöglich oder wenigstens unzeitgemäß.
In der Tat lässt sich mit der Bibel erst ein-
mal keine konkrete Politik begründen.
Dessen war sich die katholische Kirche
indes seit dem Launch ihrer Soziallehre
bewusst: Die katholische Soziallehre war
in ihrem naturrechtlichen Gewand
schließlich lange bemerkenswert theolo-
gie- und bibelabstinent, um auch jenseits
der Kirchenmauern sozialethische Orien-
tierung stiften zu können.
Die Bibel ist kein göttliches Moralhand-
buch; noch weniger bietet sie Baugesetze
einer gerechten Gesellschaft auf Erden.
Unmittelbare Weltverbesserung mit der
Bibel versuchte zuletzt die lateinamerika-
nische Befreiungstheologie mit eher ge-
mischter Bilanz. Mehr noch, der politische
Missbrauch biblischer Texte ist schmerz-
hafter Teil ihrer jahrhundertelangen Aus-
legungsgeschichte.
Der Hinweis „es steht geschrieben“ ent-
lastet Christen in der pluralistischen De-
mokratie also selbstverständlich nicht von
der Mühsal vernünftiger Argumentation,
Abwägung und Kompromissfindung. Das
jedoch ist kein Plädoyer für Bibelverges-
senheit. Der Schatz der biblischen Ge-
schichten birgt schließlich angefangen vom
Schöpfungsauftrag der Genesis über die
Frage Gottes an den Menschen: „Wo ist
dein Bruder Abel?“ über das soziale Ethos
der Propheten bis hin zur Ethik Jesu
immer auch eine soziale Dimension. Die
Bibel kann ethische Einsicht fördern; der
Glaube kann soziales und politisches En-
gagement motivieren, wie gerade der über-
zeugte Christlich-Soziale Laumann es be-
zeugt und wofür er jüngst mit dem Ordo-
socialis-Preis geehrt wurde. Die mosai-
schen Zehn Gebote, der barmherzige Sa-
mariter und die jesuanische Bergpredigt
haben im Laufe der Zeit nicht wenige Poli-
tiker diesseits wie jenseits der Unionspar-
teien inspiriert. Überhaupt zählt der bibli-
sche Textkorpus zu den grundlegenden
Quellen des westlichen Politik- und
Rechtsdenkens.
Das „C“ der C-Parteien sollte daher keine
bloße Folklore sein und weniger noch von
einem vermeintlich bürgerlichen Konser-
vatismus überformt werden.
Das „C“ hält vielmehr den für die Union
und für unser Gemeinwesen insgesamt
prägenden jüdisch-christlichen Sinnhori-
zont eines spezifischen Beziehungsgefüges
von Mensch, Welt und Gott in Erinnerung,
dessen Urkunde wiederum die Heilige
Schrift ist.
Wer indes als politisch und sozial enga-
gierter Katholik die Bibel in die eine Hand
nimmt, sollte in der anderen das Kompen-
dium der kirchlichen Soziallehre halten.
Wenn es ohne Christus keine CDU gibt,
gehört beides zur Pflichtlektüre gerade
auch für leitkulturell bewegte Grundsatz-
programmatiker.

Der Autor ist Wissenschaftlicher Re-
ferent der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle (KSZ) in
Mönchengladbach.
Die Kolumne erscheint in Koopera-
tion mit der KSZ. Foto: Privat
Seltenerdmetalle werden unter anderem für die Herstellung von Batterien für E-Autos benötigt. Archivfoto: dpa

Rückeroberung der

Bodenschätze

ie EU nimmt Afrika bei
er Suche nach alternati-
en Handelspartnern für
ritische Mineralien in
en Blick. Doch der Kon-

auch nach Indien, Russland oder in die
USA. Doch nun zeichnet sich eine Trend-
wende ab: Mehr als ein Dutzend afrikani-
scher Staaten erließen bereits teilweise
oder vollständige Exportverbote von kriti-
schen Mineralien.

So wurde in Namibia die Ausfuhr von un-
verarbeitetem zerkleinertem Lithiumerz,

schuss gegeben: Vor kurzem eröffnete ein
chinesisches Bergbauunternehmen eine
300 Millionen US-Dollar teure Lithium-
verarbeitungsanlage. Da Weiterverarbei-
tungsanlagen aber extrem viel Energie be-
nötigten und die meisten afrikanischen
Staaten selbst unter Energieknappheit lit-
ten, stelle sich die Frage, inwiefern die Wei-

des riesigen afrikanischen Landes. Die kon-
golesische Finanzaufsicht veröffentlichte
dieses Jahr nun aber einen Bericht, der be-
legen soll, dass in den vergangenen 15
Jahren allerdings nur 822 Millionen Dollar
für die Entwicklung des Landes ausgegeben
worden seien, statt der versprochenen drei
Milliarden Dollar. Der Leiter der kongolesi-
d

tinent möchte seine
Ressourcen zunehmend
selbst nutzen
VON VERONIKA WETZEL

F
ür die EU dürfte es sich so ange-
fühlt haben, als sei ihr ein billiger
Streich gespielt worden: Erst
unterzeichnete das afrikanische

Simbabwe eine Absichtserklärung mit der
EU über die Lieferung von Seltenerdmetal-
len, acht Monate später erließ das Land ein
Export-Verbot für kritische Mineralien. Ein
Sprecher der EU-Kommission beklagte da-
raufhin, dass die jüngsten Maßnahmen, die
Ausfuhr einiger wichtiger Mineralien zu
verbieten, gegen bilaterale Handelsabkom-
men und das Recht der Welthandelsorgani-
sation verstoßen könnten.

Die EU möchte ihre Abhängigkeit von
China im Bereich der kritischen Mineralien
und seltenen Erden reduzieren. Als „kriti-
sche Mineralien“ gelten zum Beispiel Ko-
balt, Lithium, Wolfram oder Tantal. Diese
werden für die Herstellung von Batterien
für E-Autos, Solarpanels oder Turbinen für
Windkraftanlagen benötigt. Ohne diese Mi-
neralien ist ein Umstieg auf grüne Techno-
logien, die Energieeffizienz und nachhaltige
Mobilität garantieren sollen, also nicht
möglich. Die EU nimmt zur Umsetzung des
neuen kritischen Rohstoffgesetzes verstärkt
Afrika in den Blick. Unter dem Kontinent
lagern große Vorkommen: Schätzungen zu-
folge verfügt Afrika über 30 Prozent der
weltweiten Mineralienreserven. Der Konti-
nent spielt daher für die Mobilitäts- und
Energiewende eine wichtige Rolle.

Doch Afrika möchte seine Rohstoffvor-
kommen zunehmend für sich selbst nutzen
und lotet aktuell aus, wie es den Gewinn an
den gefragten Mineralien, Erden und Me-
tallen steigern kann. Bislang exportierte der
Kontinent den Großteil seiner Mineralien
vor allem nach China, das die meisten Berg-
bauminen auf dem Kontinent besitzt, aber
Kobalt, Mangan, Graphit und Seltenen Er-
den erlassen. Ghana folgte dem Beispiel
und verbot den Export von Lithium. Sim-
babwe, das über die größten Lithium-Vor-
kommen des Kontinents verfügt, untersagte
ebenfalls den Verkauf des Metalls.

China investiert
in Simbabwe
Ziel der Länder ist, durch die Exportverbo-
te die Weiterverarbeitung in den Ländern
zu fördern und so die Wirtschaft anzukur-
beln, sowie neue Arbeitsplätze zu schaffen.
„Aus Sicht der Länder ist es natürlich plau-
sibel, Exportverbote zu erlassen, denn
wenn man die internationalen Konzerne
ließe, würden sie weiterhin nur Rohstoffe
einkaufen“, stellt Tilman Altenburg, Exper-
te für Wirtschaftsförderung in Entwick-
lungsländern am „German Institute of De-
velopment and Sustainability“ im Gespräch
mit der „Tagespost“ fest. „Die Vorstellung,
dass Afrika in den nächsten 20 oder 30
Jahren Hightech-Industrien wie Batterie-
oder Smartphone-Produktion aufbaut, ist
aber vollkommen unrealistisch.“ Denn da-
bei handle es sich um Gigafactories, von
denen es nur fünf bis zehn Weltmarktfir-
men gebe. Diese benötigten riesige Märkte,
Fachkräfte und investierten Milliarden in
die Forschung. „All das steht in Afrika nicht
zur Verfügung“, resümiert Altenburg.

Durchaus möglich sei die Lizenzproduk-
tion, also dass ausländische Firmen durch
Direktinvestitionen erste Schritte in der
Weiterverarbeitung vor Ort vornehmen. So
sei es beispielsweise möglich, nicht mehr
rohes Bauxit zu exportieren, sondern be-
reits in der Schmelze verarbeitetes Alumi-
nium. Diese Strategie fährt Simbabwe be-
reits: Dort können die Abnehmerländer von
kritischen Mineralien vom Exportverbot
ausgenommen werden – solange sie dort
Weiterverarbeitungsanlagen aufbauen. Da-
mit der Plan der Förderung lokaler Indust-
rien aufgeht, benötigt der afrikanische Kon-
tinent dringend ausländische Investitionen.
China hat in Simbabwe bereits den Start-
terverarbeitung auch in den ersten Wert-
schöpfungsschritten wirtschaftlich möglich
sei. „Insofern ist die Weiterverarbeitung in
Afrika häufig auch an neue Energieprojekte
gekoppelt“, stellt Altenburg fest.

Exportverbote bergen zwar auch ein Risi-
ko, dass sich Staaten mit zu hohen Forde-
rungen im Wettbewerb mit Ländern, die
weniger Bedingungen stellten, aus dem
Markt kapitulierten. Das Risiko sei aller-
dings gering, da sich die afrikanischen Län-
der angesichts der Ressourcenknappheit
und der hohen Nachfrage nach seltenen Mi-
neralien inzwischen in einer sehr guten
Verhandlungsposition befänden. Altenburg
daher: „Für Europa ist es ein durchaus
überlegenswerter Kompromiss, Technolo-
gietransferpartnerschaften mit Ländern
einzugehen, die über die Rohstoffe verfügen
und damit einen gewissen Teil unserer
Wertschöpfungskette auszulagern, um
unsere Rohstoffsicherheit zu garantieren.“
Denn letztlich gehe es bei den Exportverbo-
ten darum, die Interessenten im Wettbe-
werb miteinander zu besseren Angeboten
zu drängen. Da China bereits sehr viele Lie-
ferketten monopolisiert habe, gelte es für
Europa und Amerika nun den Fuß in die
Tür zu bekommen.

Kongo will neuen Vertrag
mit China aushandeln
Neben dem Ausfuhrverbot für kritische Mi-
neralien versucht der Kontinent sich durch
die Neuverhandlung bereits geschlossener
Verträge die Hoheit über seine Ressourcen
zurückzuerobern. So versucht sich aktuell
die wirtschaftlich extrem schwache Demo-
kratische Republik Kongo daran, den Jahr-
hundertvertrag „Infrastruktur gegen Mine-
ralien“ von 2008 mit China neu zu verhan-
deln. Als Gegenleistung für den Ausbau der
Infrastruktur – von Krankenhäusern bis hin
zu Straßen – in Höhe von drei Milliarden
Dollar erhielten die chinesischen Partner
Zugang zu Kobalt- und Kupfervorkommen
im Wert von rund 93 Milliarden Dollar in
der Umgebung von Kolwezi im Südosten
schen Finanzaufsicht, Jules Alingete Key,
beklagt darum eine „inakzeptable wirt-
schaftliche Kolonialisierung“ und fordert
„Reparationen“. Die Demokratische Re-
publik Kongo verlangt deshalb nun einen
größeren Geschäftsanteil am chinesisch-
kongolesischen Joint Venture „Sicomines“.
Außerdem beklagt das Land, dass der Infra-
strukturausbau bisher vor allem von chine-
sischen Unternehmen durchgeführt werde
– und will auch hier eine stärkere Beteili-
gung lokaler Firmen. Bislang zeigen die Be-
mühungen der Demokratischen Republik
Kongo, den größten Vertrag, den China je
mit einem afrikanischen Land geschlossen
hat, zu ändern, keinen Erfolg.

Ein Vorbild dafür, wie afrikanische Län-
der mehr Gewinn an ihren Bodenschätzen
herausschlagen können, ist Botswana. Das
Land verhandelte mit dem umsatzstärksten
Diamantenproduzenten der Welt aus Süd-
afrika, de Beers, an der gemeinsamen Firma
„Debswana“ in den nächsten zehn Jahren
schrittweise einen Unternehmensanteil von
50 Prozent zu bekommen. Das Land möch-
te auch die Weiterverarbeitung von Dia-
manten im Land fördern. De Beers kam
auch hier dem Wunsch Botswanas nach:
2022 hat das Unternehmen Rohdiamanten
im Wert von einer Milliarde Dollar in bots-
wanischen Einrichtungen schneiden und
polieren lassen, in denen rund 4 000 Arbei-
ter beschäftigt sind. Präsident Mokgweetsi
Masisi möchte diesen Anteil noch deutlich
steigern.

Auch wenn die Verarbeitung von Minera-
lien und Metallen deutlich aufwendiger ist
als das Schleifen von Diamanten und es für
Afrika auf diesem Gebiet außer Reichweite
liegt, in den nächsten Jahrzehnten bedeu-
tende Industrien aufzubauen: Die hohe
Nachfrage erlaubt es dem Kontinent, sich
den Partner auszusuchen, der am meisten
Profit verspricht. Afrika ist nicht mehr nur
der Empfänger von Entwicklungshilfen,
sondern für Europas Industrie zum wichti-
gen Geber geworden. Ob es Europa gefällt
oder nicht: Die Machtverhältnisse verschie-
ben sich.


